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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


re. Nr. 30. Pmom 


(Nr. 4913.) Geſetz, betreffend die Regulirung des Abdeckereiweſens. Vom 31. Mai 
1858. N 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 


Preußen ꝛc. ic. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages, fuͤr den ganzen Um⸗ 
fang der Monarchie, mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande, was folgt: 


III. 


IV. 


H. 1. 
Aufgehoben werden hierdurch: 


die Berechtigung, Konzeſſionen zur Errichtung von Abdeckerei-Anlagen 
oder zum Betriebe des Abdeckereigewerbes zu ertheilen; 


alle Abgaben, welche fuͤr den Betrieb des Abdeckereigewerbes entrichtet 
worden, wogegen dies Gewerbe fortan uͤberall der Gewerbeſteuer vom 
Handel unterworfen wird; 


die Berechtigung, dergleichen Abgaben aufzulegen; 
endlich 


die Berechtigung, von den Einwohnern eines gewiſſen Bezirks die Ueber⸗ 
laſſung des gefallenen oder abſtaͤndig gewordenen Vibes u fordern 
(Zwangs- und Bannrecht), ſowie das Recht, Anderen den etrieb des 
Abdeckereigewerbes zu unterſagen, oder ſie darin zu beſchraͤnken (aus⸗ 
ſchließliche Gewerbeberechtigung), dies letztere jedoch nur inſofern, als 
daſſelbe mit jenem Zwangs- und Bannrechte verbunden iſt und beiderlei 
Rechte nur in den Faͤllen, wenn ſie entweder: 


1) dem Fiskus, oder 


Jahrgang 1858. (Nr. 4913.) 49 2) einer 


Ausgegeben zu Berlin den 9. Juli 1858, 


* 
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einer Stadt: oder Landgemeinde innerhalb ihres Kommunalbezirks 
zuſtehen, oder 

3) von einem dieſer zu 1. und 2. gedachten Berechtigten erſt nach 
dem 1. Januar 1855. auf einen Andern uͤbergegangen ſind, oder 


4) wenn die Aufhebung nach dem Inhalte der Verleihungs-Urkunde 
ohne Entſchaͤdigung zulaͤſſig iſt. ö 


$. 2. 


In allen anderen im H. 1. unter IV. zu 1. bis 4. nicht bezeichneten 
Faͤllen koͤnnen dergleichen Zwangs- und Bannrechte, nebſt damit etwa verbun⸗ 
denen ausſchließlichen Gewerbeberechtigungen, auf Antrag der Bannpflichtigen, 
h den weiter unten folgenden Beſtimmungen ($$. 10 — 23.) abgeloͤſt 
werden. f 


H. 3. 


Dagegen unterliegen ausſchließliche Abdeckereiꝙ-Gewerbeberechtigungen, 
welche mit Zwangs- und Bannrechten nicht verbunden ſind, weder der Aufhe— 
bung, noch der Abloͤſung. 

Ebenſo dauern die Real-Gewerbeberechtigungen der Abdecker ſelbſt in 
den Faͤllen fort, in welchen dieſelben mit aufgehobenen oder abgeloͤſten Zwangs⸗ 
und Bannrechten und dieſen anklebenden ausſchließlichen Gewerbeberechtigun— 
gen verbunden waren. 


H. 4. 
Bei Beurtheilung der Frage: 
ob die auf Abdeckereien haftenden Abgaben durch die Beſtimmung im 
$. 1. Nr. II. dieſes Geſetzes aufgehoben worden find oder nicht, 
bewendet es lediglich bei den allgemeinen Grundſaͤtzen uͤber die Beweisfuͤhrung 
und Beweislaſt. 
Die Beſtimmungen in den $$. 3. und 4. der Verordnung vom 19. Fe⸗ 


bruar 1832. (Geſetz-Sammlung S. 64.) finden auf die von den Abdeckereien 
zu entrichtenden Abgaben Anwendung. 


§. 5. 


Auf die im H. 1. nicht aufgehobenen Abgaben und auf die Leiſtungen 
vom Abdeckereiweſen finden die Beſtimmungen des Geſetzes, betreffend die Ab— 
loͤſung der Reallaſten und die Regulirung der gutsherrlichen und baͤuerlichen 
Verhaͤltniſſe, vom 2. März 1850. (Geſetz-Sammlung für 1850. S. 77.), An⸗ 
wendung. N 9 6 


= WE: = 


H. 6. 


Fuͤr den Verluſt der durch H. 1. unter Nr. I. II. und III. aufgehobe- 
nen Berechtigungen findet eine Entſchaͤdigung ſtatt, wenn dieſelben zur Zeit der- 
Publikation dieſes Geſetzes in rechtsguͤltiger Weiſe für immer oder auf Zeit 
unwiderruflich beſtanden haben. 


. Ausgeſchloſſen iſt jedoch auch in dieſem Falle jede Entſchaͤdigung, wenn 
die Berechtigung 


1) dem Fiskus oder einer Stadt- oder Landgemeinde innerhalb ihres Kom- 
munalbezirks zugeſtanden hat, 


oder 


2) von Einem der zu 1. gedachten Berechtigten erſt nach dem 1. Januar 
1855. auf einen Andern uͤbergegangen iſt. 


H. 7. 


In dem im H. 6. unter 2. bezeichneten Falle kann der gegenwaͤrtige In⸗ 
haber der Berechtigung ſofort die Aufhebung des zwiſchen ihm und dem fruͤ— 
heren Berechtigten beſtehenden Vertragsverhaͤltniſſes verlangen; er muß aber 
dieſes Verlangen vor Ablauf des Monats April 1859. gegen den früheren 
Berechtigten ſchriftlich erklären. Wird von dieſer Befugniß Gebrauch gemacht, 
ſo ſind die rechtlichen Folgen der Aufhebung nach den allgemeinen geſetzlichen 
Vorſchriften zu beurtheilen. Iſt jenes Verlangen innerhalb der oben gedachten 
Friſt dem fruͤher Berechtigten nicht erklaͤrt worden, ſo muͤſſen die fuͤr Ueber⸗ 
laffung der Berechtigung übernommenen Verpflichtungen ohne Abzug fortge⸗ 
ſetzt erfüllt werden. 


H. 8. 


Die Berechtigten haben ihre Entſchaͤdigungsanſpruͤche bei Verluſt der— 
ſelben ſpaͤteſtens bis zum Schluſſe des Monats April 1859. bei der Regierung 
ſchriftlich anzumelden. Es koͤnnen jedoch die im F. 39. des Entſchaͤdigungs⸗ 
Geſetzes zur Allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845. bezeichne⸗ 
ten Intereſſenten (Lehns⸗ und Fideikommißfolger, Wiederkaufsberechtigte, Hy⸗ 
pothekenglaͤubiger und andere Realberechtigte) den Entſchaͤdigungsanſpruch noch 
waͤhrend einer anderweiten praͤkluſiviſchen Friſt von drei Monaten durch ſchrift— 
liche Anmeldung bei der Regierung geltend machen. Auf einen nach Befrie⸗ 
digung dieſer Intereſſenten etwa verbleibenden Ueberſchuß aber kann der Be⸗ 
rechtigte, welcher die Anmeldung verſaͤumt hat, keinen Anſpruch machen. 


H. 9. 


Die Entſchaͤdigung (F. 6.) für die im H. 1. unter Nr. I. II. und III. 
(Nr. 4913.) 49* auf: 
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aufgehobenen Berechtigungen wird nach den Beſtimmungen der $$. 25. bis 27. 
des Entſchaͤdigungsgeſetzes zur Allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 
1845. mit der Maaßgabe ermittelt und feſtgeſtellt, daß der Betrag der reinen 
Nutzungen, welche die Berechtigten erweislich in den Jahren 1835. bis 1854. 
einſchließlich im Durchſchnitt bezogen haben, der Feſtſtellung der Entſchaͤdigungs⸗ 
ſumme zum Grunde gelegt und daß die feſtgeſetzte Rente, vom Tage der Ver⸗ 
kuͤndigung dieſes Geſetzes ab, aus der Staatskaſſe gewährt wird. 


F. 10. 


Die Abloͤſung der nach $. 1. unter Nr. IV. nicht aufgehobenen Zwangs⸗ 
und Bannrechte erfolgt auf den Antrag der Zwangs- und Bannpflichtigen, 
welche dabei, und zwar ſowohl bei dem Antrage auf Ablöfung, wie bei dem 
Abloͤſungs verfahren und bei allen im Laufe deſſelben vorkommenden Verhand— 
lungen, Prozeſſen, Vergleichen, Vertragsabſchluͤſſen ꝛc., 


a) ſoweit ſie zu einem Gemeindebezirke gehoͤren, von deſſen Gemeindevor— 
ſtande, 


b) ſoweit ſie zu einem Gutsbezirke gehoͤren, von dem Beſitzer des Gutes, 


c) ſoweit ſie weder zu einem Gemeinde- noch Gutsbezirke gehoͤren, von 
dem Beſitzer des Grundſtuͤcks, innerhalb deſſen Grenzen fie wohnen, 


vertreten werden, ohne daß es hierzu einer allgemeinen oder einer Spezial- 
Vollmacht bedarf. Sind bei dem Abloͤſungsverfahren mehr als fuͤnf Gemeinde— 
vorftände, Guts⸗ oder Grundbeſitzer betheiligt, fo muͤſſen auf Erfordern der 
Behoͤrde oder ihres Kommiſſarius gemeinſchaftliche Bevollmaͤchtigte von ihnen 
gewählt werden, deren Zahl drei nicht überfteigen darf. Kommt gar keine 

ahl zu Stande, fo iſt die Regierung befugt, denſelben ein en gemeinſchaftlichen 
Bevollmaͤchtigten zu beſtellen. 


Bei allen Verhandlungen mit dem Abdeckereiberechtigten oder einem ab⸗ 
gabenberechtigten Dritten muͤſſen ſich die Intereſſenten, wie deren Bevollmaͤch— 
tigte, in Bezug auf ihre gemeinſamen oder gleichartigen Intereſſen dem Be— 
ſchluſſe der Mehrheit, nach Maaßgabe des dem Zwangs- und Bannrechte un— 
terworfenen Viehſtandes berechnet, unterwerfen. 


Auch der Gemeindevorſtand (ad a.) hat den Antrag davon abhaͤngig zu 
machen, daß in der Gemeinde die Mehrheit nach Maaßgabe des dem Zwangs⸗ 
und Bannrechte unterworfenen Viehſtandes ſich dafuͤr ausſpricht. 


§. 11. 


Die Abloͤſung findet jedoch nur dann ſtatt, wenn der dem Zwangs⸗ und 
Bannrecht unterworfene Viehſtand der Gemeinden, Gutsbezirke und einzelnen 
Beſitzungen, für welche dieſelbe beantragt wird, die Halfte des in Rede ſtehen— 
den Viehſtandes im Bannbezirke beträgt. En gi 

ier⸗ 
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Hieruͤber hat die Regierung auf Grund der neueſten amtlichen Nach⸗ 
richten mit Vorbehalt des binnen ſechs Wochen praͤkluſiviſcher Friſt anzubrin— 
genden Rekurſes an die Miniſterien für Handel und Gewerbe und für land: 
wirthſchaftliche Angelegenheiten zu entſcheiden. . 


H. 12. 


Jeder zum Antrag auf Abloͤſung Berechtigte iſt befugt, die andern Pro⸗ 
vokationsberechtigten des Bannbezirks ($. 10.) über den Beitritt zur Provo⸗ 
kation vernehmen zu laſſen. Derſelbe hat aber, wenn dieſer Verſuch zur Be⸗ 
gruͤndung der Provokation fehlſchlaͤgt, die auf Erfordern der Behoͤrde von ihm 
vorzuſchießenden Koſten (F. 23.) zu tragen. 


H. 13. 


Die Zuſtimmung zur Provokation muß ſchriftlich oder zum Protokoll 
erklaͤrt werden. ft dies geſchehen, fo kann der Ruͤcktritt des Einen oder An⸗ 
deren von der Provokation das Recht der uͤbrigen Provokanten, wie des Be⸗ 
rechtigten ($. 14.) auf die Abloͤſung, nicht wieder aufheben. 


H. 14. 


Sobald eine Provokation von der Regierung für zulaͤſſig erachtet wor⸗ 
den iſt (F. 11.), hat auch der Abdeckereiberechtigte die Befugniß, alsdann ſei— 
nerſeits die Abloͤſung fuͤr den ganzen Bezirk zu verlangen. g 


$. 15. 


Eine mit dem Zwangs- und Bannrechte verbundene aus ſchließliche 
Gewerbeberechtigung muß gleichzeitig mit dem erſteren abgeloͤſt werden. 


§. 16. 


Bei Feſtſtellung des Umfangs des Zwangs- und Bannrechts, wie einer 
damit verbundenen ausſchließlichen Gewerbeberechtigung, iſt auf den Inhalt der 
Privilegien, Verleihungs-Urkunden oder ſonſtiger ſpezieller Rechtstitel zuruͤck— 
zugehen, und ſind diejenigen Erweiterungen der Berechtigung, welche durch 
landespolizeiliche Verordnungen eingetreten ſind, ingleichen etwanige, mit dem 
Abdeckereibetriebe in Verbindung getretene Nebengewerbe nicht zu beruͤck— 
ſichtigen. 8 
l Die Ermittelung des Werthes dieſer Berechtigungen, ſowie die Feſtſetzung 
der dafür zu gewaͤhrenden Entſchaͤdigung, erfolgt nach $. 35. des Entſchaͤdi⸗ 
gungsgeſetzes zur Allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845. 


§. 17. 


Solche Abgaben und Leiſtungen, zu welchen die Abdeckereiberechtigten in 
Gr. 4913.) Bezie⸗ 
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Beziehung auf die abzulöfenden Berechtigungen verpflichtet waren, find, ſofern 
fie von dem Abdeckereiberechtigten an die Zwangs- und Bannpflichtigen zu ent⸗ 
richten find, bei Ermittelung des Werthes oder Reinertrages dieſer Berechti⸗ 
ungen in Abrechnung zu bringen und muͤſſen bei dieſem Ablöfungsverfahren 
in jedem Falle mit abgeloͤſt werden. 


$. 18. N 


Auch wenn die im F. 17. gedachten Abgaben und Leiſtungen dritten 
Perſonen zuſtehen, muͤſſen dergleichen Abgaben und Leiſtungen bei dieſem Ver⸗ 
fahren gleichzeitig zur Abloͤſung gebracht werden. 


H. 19. 


Die Entſchaͤdigung des Abdeckereiberechtigten iſt von den dem Zwangs— 
und Bannrechte unterworfenen Viehbeſitzern aufzubringen. 

Das Beitragsverhaͤltniß der Gemeinden, Gutsbezirke und einzelnen Be⸗ 
ſitzungen wird von der Regierung, mit Vorbehalt des binnen ſechs Wochen 
praͤkluſiviſcher Friſt anzubringenden Rekurſes an die Miniſterien für Handel 
und Gewerbe und fuͤr landwirthſchaftliche Angelegenheiten, nach Maaßgabe 
1 40 Zwangs- und Bannrecht unterworfenen Vichſtandes ein⸗ für allemal 
eſtgeſetzt. 


H. 20. 


Dagegen ift die Entſchaͤdigung für die nach §. 18. abzuloͤſenden Abga⸗ 
ben und Lelſtungen den hierzu Berechtigten vom Abdeckereibeſitzer in Rente 
oder Kapital zu gewaͤhren. 


§. 21. 


Eine Entſchaͤdigungsrente kann durch Zahlung des fuͤnf und zwanzig⸗ 
fachen Betrages zu jeder Zeit abgeloͤſt werden, und muß ſich der Berechtigte 
auch Stuͤckzahlungen, jedoch unter Einhundert Thaler nur in dem Falle gefallen 
laſſen, wenn die ganze Abloͤſungsſumme einer einzelnen Gemeinde, oder eines 
einzelnen Gutsbezirks, oder einer einzelnen Beſitzung weniger als Einhundert 
Thaler betraͤgt und ungetheilt abgetragen wird. 


$. 22. 


Wegen Feſiſtellung der Entſchaͤdigungsanſpruͤche, wie der als Entſchä⸗ 
digung zu gewaͤhrenden Renten oder Kapitalien, ferner bezuͤglich der Entſchei⸗ 
dung uͤber die Verpflichtung, Beitraͤge zur Zahlung oder Abloͤſung der Entſchaͤ⸗ 
digungsrenten zu leiſten, ingleichen über Streitigkeiten wegen Ablöfung der Rente, 
ſodann wegen der Einziehung und Verwaltung der Beiträge, wegen der Aus⸗ 
zahlung der Entſchaͤdigungsrenten und Abloͤſungskapitalien, wegen der Beſtim⸗ 

mun⸗ 
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mungen, welchergeſtalt die feftgeftellten Entſchaͤdigungen an die Stelle der auf⸗ 
gehobenen oder abgeloͤſten Berechtigungen treten, dienen die Vorſchriften der 
$$. 37. bis 48. und 50. bis 59. des Entſchaͤdigungsgeſetzes zur Allgemeinen 
Gewerbe⸗Ordnung vom 17. Januar 1845. zur Richtſchnur, inſoweit das ge⸗ 
genwaͤrtige Geſetz keine abweichenden und beſonderen Beſtimmungen enthält. 

War die aufgehobene oder abgeloͤſte Berechtigung verpachtet, und ver⸗ 
langt der Pächter nach $. 59. des Entſchaͤdigungsgeſetzes die Aufhebung der 
Pacht, ſo muß derſelbe dies Verlangen, falls es ſich um eine aufgehobene 
Berechtigung handelt, vor dem Ablauf des Monats April 1859., und im Fall 
der Abloͤſung einer Berechtigung binnen ſechs Monaten, nachdem ihm der 
feſtgeſtellte Betrag der Entſchaͤdigung bekannt gemacht worden, gegen den 
Berechtigten ſchriftlich erklaͤren. 


F. 23. 


Das Abloͤſungsverfahren und die dabei noͤthigen Verhandlungen erfol- 
gen durch Kommiſſarien der Regierung ſtempel- und gebuͤhrenfrei. Die dabei 
etwa vorkommenden baaren Auslagen werden nach dem Koften-NRegulativ vom 
25. April 1836. und der Inſtruktion vom 16. Juni 1836. berechnet und von 
den Berechtigten und den Verpflichteten, von jedem Theile zur Haͤlfte, getra⸗ 
gen. Wegen der von dem einen oder anderen Intereſſenten veranlaßten pro⸗ 
zeſſualiſchen Weiterungen finden die dieſerhalb beſtehenden geſetzlichen Beſtim— 
mungen Anwendung. 


§. 24. 


Die nicht aufgehobenen Real⸗Gewerbeberechtigungen, wie die fortdauern⸗ 
den ausſchließlichen Gewerbeberechtigungen, koͤnnen auf eine andere, geſetzlich 
qualifizirte Perſon in der Art uͤbertragen werden, daß der Erwerber die Ge⸗ 
werbeberechtigung fuͤr eigene Rechnung ausuͤben darf. 


$. 95, 


Soweit nicht Zwangs⸗ und Bannrechte, oder ausſchließliche Gewerbe: 
berechtigungen der Abdecker entgegenſtehen, koͤnnen nach dem Ermeſſen der Re— 
gierungen Abdeckereibezirke eingefuͤhrt, aufgehoben oder veraͤndert werden, jedoch 
ohne das Recht der Viehbeſitzer zum eigenen Abledern ihres Viehes zu be— 
ſchraͤnken, und ohne daß den Abdeckern ein Widerſpruchsrecht oder ein An⸗ 
ſpruch auf Entſchaͤdigung zuſteht. 

Den Inhabern von Real-Gewerbeberechtigungen bleibt jedoch die Aus— 
übung des Gewerbes innerhalb des Bezirks, auf welchen die Berechtigung ſich 
bezieht, auch ferner geſtattet. 


H. 20. 


Die Bezirks⸗Abdecker ($. 25.) find verbunden, die ihnen von der Regie⸗ 
(Nr. 4913.) rung 
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rung nach Maaßgabe der beſtehenden Geſetze und Verordnungen in polizeilicher 
Wellen vorzuſchreibenden Verrichtungen und Leiſtungen der Abdecker zu 
erfuͤllen. 8 


$ 27. 


Die Vorſchriften der Allgemeinen Gewerbe - Ordnung vom 17. Januar 
1845. hinſichtlich der Errichtung von Abdeckereianlagen (§§. 27. ff.), der Be⸗ 
faͤhigungszeugniſſe der Abdecker (§. 45.) und der Taxen fuͤr dieſelben (§. 92.) 
bleiben in Kraft. 

. 28. 

Zwangs⸗ und Bannrechte und ausſchließliche Gewerbeberechtigungen der 
Abdecker koͤnnen fortan durch Verjaͤhrung nicht mehr erworben werden. Durch 
Vertraͤge oder andere Rechtstitel koͤnnen dergleichen Rechte auf einen längeren 
als zehnjaͤhrigen Zeitraum nicht begruͤndet werden. Verabredungen, wodurch 
fuͤr den Fall der Nichterneuerung des Vertrages eine Entſchaͤdigung feſtgeſetzt 
wird, find nichtig. Ebenſowenig dürfen in Zukunft neue Real-Gewerbeberech— 
tigungen der Abdecker eingefuͤhrt werden. a 


§. 29. . 
Alle dem gegenwaͤrtigen Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen ſind 
aufgehoben. 
$. 30. 
Unſere Miniſter fuͤr Handel und Gewerbe und fuͤr landwirthſchaftliche 
Angelegenheiten ſind mit der Ausfuͤhrung des gegenwaͤrtigen Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. b a 


Gegeben Berlin, den 31. Mai 1858. 
Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
(L. S.) Prinz von Preußen. 
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